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In der Reihe DOK des Schweizer Fernsehens wurde vom vergangenen Mittwoch das Thema 
"Muslime in der Schweiz" diskutiert. Dabei haben insbesondere die Basler Muslime und deren 
Protagonisten ein nicht integriertes und gegenüber Andersgläubigen und Frauen ein diskrimi-
nierendes Bild abgegeben.  

Neben den Hetzbotschaften diverser Imame hat auch Aziz Osmanoglu, der Sekretär der Musli-
mischen Gemeinde Basel, eine Hauptrolle im Film gespielt. Aziz Osmanoglu ist seit Jahren ar-
beitslos und bezieht für sich und seine Familie Sozialhilfe. Insbesondere die Frau kann als nicht 
integriert bezeichnet werden, da sie fast kein Wort deutsch spricht. Beide Elternpaare verbieten 
den gemeinsamen Kindern die Teilnahme am Schwimmunterricht.  

Als angeblich "ehrenamtlicher" Sekretär der Muslimischen Gemeinde Basel nimmt Herr Osma-
noglu prinzipiell eine Vorbildfunktion für die hier lebenden Muslime ein. Seine Aussagen, als 
offizielles muslimisches Sprachrohr, sollten daher Gewicht haben.  

Insbesondere die Tolerierung von Peitschenhieben und dem Schlagen von Frauen, als Interpre-
tierung des Korans, werden durch Herrn Osmanoglu als Kernbotschaft des Islams vermittelt. 
Dabei scheut er sich nicht, vor laufender Kamera sich für die Einführung der Scharia in der 
Schweiz auszusprechen. Diese Aussagen stellen sich klar gegen das Gesetz und die Verfas-
sung.  

Der Anfragende bittet daher den Regierungsrat um die Beantwortung der folgenden Fragen:  

1. Wie steht der Regierungsrat zu den Aussagen, insbesondere zur Einführung der Scharia, 
des offiziellen Muslimvertreters Aziz Osmanoglu?  

2. Welche Kontakte pflegt der Regierungsrat mit der Vereinigung "Muslimischen Gemeinde 
Basel"?  

3. Wird diese Gemeinde vom Regierungsrat resp. von Dienststellen finanziell in irgendeiner 
Art und Weise unterstützt?  

4. Falls ja, für welche Projekte resp. in welchem Umfang?  

5. Wurde die Familie Osmanoglu, aufgrund der Nichtteilnahme der Kinder am obligatori-
schen Schwimmunterricht, seitens der Behörden gemahnt resp. bestraft?  

6. Wurde/Wird seitens der Basler Integrationsstelle eine sogenannte und von Regierungs-
präsident Morin stets hochgelobte Integrationsvereinbarung mit der Familie mit klaren 
Vorgaben geschlossen?  

7. Wird, aufgrund der nicht vorhandenen Deutschkenntnisse und der für jedermann ersichtli-
chen Nichtintegration von Frau Osmanoglu, ein Integrationskurs derselbigen ins Auge ge-
fasst?  

8. Gedenkt der Regierungsrat gegen Herrn Osmanoglu aufgrund verfassungsfeindlicher 
Aussagen strafrechtlich vorzugehen?  
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